
THÜRINGER LANDTAG  99096 Erfurt, den 13.01.2021 
    7. Wahlperiode 
 
 Ausschuss für Migration, Justiz  
 und Verbraucherschutz 
 
 

E i n l a d u n g  
 

zur 
 

1 8 .  S i t z u n g  a m  M i t t w o c h ,  d e m  2 0 . 0 1 . 2 0 2 1  
 

1 0  M i n u t e n  n a c h  E n d e  d e r  P l e n a r s i t z u n g  
 
 

(außerplanmäßige Sitzung) 
 

 
in der Arena Erfurt, Mozartallee 3, 99096 Erfurt, 1. OG, große Loge 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Antrag auf Erlass einer einstweiligen  
Anordnung und zu der Verfassungsbeschwerde des Zweiten Deutschen Fernsehens –  
1 BvR 2756/20 
Unterrichtung und Überweisung durch die Präsidentin gemäß § 104 a Abs. 1 und 2 GO  
- Vorlage 7/1417 - 
dazu: - Vorlage 7/1430 - 
 
hier: Entscheidung über die Empfehlung einer Stellungnahme im Hauptsacheverfahren 
  gemäß § 104 a Abs. 2 GO 

 
 

Möller 
Vorsitzender 

 
 

 
  



THÜRINGER LANDTAG  99096 Erfurt, den 20.01.2021 
    7. Wahlperiode 
 
 Ausschuss für Migration, Justiz  
 und Verbraucherschutz 
 
 

E r g ä n z u n g  
 

d e r   
 

E i n l a d u n g  
 

zur 
 

1 8 .  S i t z u n g  a m  M i t t w o c h ,  d e m  2 0 . 0 1 . 2 0 2 1  
 

1 0  M i n u t e n  n a c h  E n d e  d e r  P l e n a r s i t z u n g  
 
 

(außerplanmäßige Sitzung) 
 

 
in der Arena Erfurt, Mozartallee 3, 99096 Erfurt, 1. OG, große Loge 
 
 
 
I.  Die Tagesordnung der am 13. Januar 2021 ergangenen Einladung wird um 

 folgenden neuen Punkt ergänzt: 
 

2. Gelegenheit zur Stellungnahme zu der abstrakten Normenkontrolle der Fraktion 
 der AfD im Thüringer Landtag - VerfGH 18/20 - 
 Unterrichtung und Überweisung durch die Präsidentin gemäß § 104 a Abs. 1 und 2 
 GO – Vorlage 7/600 - 
 dazu: - Drucksachen 7/1015 /1049 /1231 /1632 - 
  - Vorlagen 7/603 /620 /622 /636 /646 /647 /648 /651 /780 /808 /812 /851 /924 
       /986 / 1042 /1086 /1227 /1486 - 
 
 hier: Entscheidung über die Abgabe einer ergänzenden Stellungnahme gemäß § 104 a 
  Abs. 2 GO zu dem rechtlichen Hinweis des Thüringer Verfassungsgerichtshofs mit 
  Schreiben vom 18. Januar 2021 (Vorlage 7/1511) 
 

II. Der Tagesordnungspunkt der bisherigen Tagesordnung wird Tagesordnungspunkt 1. 

 

Möller 
Vorsitzender 

 
 



Hinweise: Unter Bezugnahme auf den mit Wirkung vom 12. Oktober 2020 in Kraft getretenen 
Pandemie-Stufenplan des Thüringer Landtags wird darauf hingewiesen, dass der Zutritt 
zu den Ausschusssitzungen im Thüringer Landtag aufgrund der Corona-Pandemie 
Beschränkungen unterliegt. Gemäß der derzeit geltenden Pandemiestufe 1 ist der 
Landtag grundsätzlich für die Allgemeinheit gesperrt.  
Zutrittsberechtigt bleiben neben den Abgeordneten des Thüringer Landtags u.a. die 
Regierungsmitglieder und die Staatssekretärinnen und Staatssekretäre des Freistaats 
Thüringen, der Präsident des Thüringer Rechnungshofs sowie die Landesbeauftragten 
mit Sitz beim Landtag. Der Zutritt von Bediensteten der obersten Landesbehörden mit 
dienstlichem Anliegen zum Landtag ist nur mit Zustimmung der Präsidentin oder des 
Direktors möglich. 
Zur Reduzierung von Kontakten, dem Schutz vor Infektionen sowie der möglichst 
weitgehenden Vermeidung von Schmierinfektionen über Gegenstände gilt in der derzeit 
geltenden Pandemiestufe 1 für alle Personen die Abstandsregelung von mindestens 
2,00 Metern Abstand zu anderen Personen und ein verstärktes Reinigungs- und 
Desinfektionsregime. Bei Sitzungen im Plenarsaal und in den 
Ausschusssitzungsräumen besteht in der gesamten Liegenschaft die Pflicht zum 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung. Ausschließlich am Sitzplatz kann die Mund-
Nasen-Bedeckung abgelegt werden. 
Zum Schutz aller ist das Betreten des Thüringer Landtags grundsätzlich nicht möglich, 
falls Sie Symptome einer Covid-19-Erkrankung zeigen oder Sie in den letzten 14 Tagen 
persönlichen Kontakt zu einer Person hatten, bei der das neuartige Coronavirus im 
Labor nachgewiesen wurde. Haben Sie sich in den letzten 14 Tagen in einem Gebiet 
aufgehalten, für das gemäß aktueller Veröffentlichung des Robert-Koch-Instituts eine 
Einstufung als Risikogebiet erfolgte, muss für den Zutritt ein Nachweis über die 
Befreiung von der Quarantänepflicht von der zuständigen Gesundheitsbehörde 
vorgelegt werden. 
Des Weiteren werden die Landesregierung, der Landesrechnungshof und die weiteren 
externen Sitzungsteilnehmer gebeten, die Zahl ihrer Sitzungsteilnehmer auf ein 
Mindestmaß zu begrenzen und der Landtagsverwaltung im Vorfeld der Sitzung u.a. zur 
Gewährleistung der Abstandsregelungen ihre Sitzungsteilnehmer namentlich 
mitzuteilen. Neben dem Schutz und der Wahrung des freien Mandats darf dessen 
Ausübung auf keinen Fall zu einer Gefährdung von Leib und Leben anderer 
Abgeordneter, der Vertreterinnen und Vertreter anderer Verfassungsorgane sowie der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter führen. 
Bedienstete der Ministerien müssen zur Nachverfolgung etwaiger Infektionsketten beim 
Betreten des Landtagsgebäudes einen ausgefüllten Fragebogen zur 
Selbsteinschätzung bei der Wache abgeben oder vorzeigen und im jeweiligen 
Ministerium für mindestens drei Wochen hinterlegen.  

 
 

 


